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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit ist die überarbeitete Fassung eines Gutachtens, das 
in den Jahren 1968 und 1969 im Auftrag der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften vom Rheinisch-Westfälischen Institut für Wirtschaftsforschung 
erstellt wurde. In diesem Gutachten wurde versucht, geeignete Methoden zur 
Vorausschätzung des Aufkommens der in der Bundesrepublik Deutschland 
erhobenen Steuern zu entwickeln und eine Prognose für das Jahr 1975 auf-
zustellen. Für die damit verbundene finanzielle Unterstützung ist der Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaften an dieser Stelle zu danken. Zu 
Dank verpflichtet fühlen sich die Verfasser  darüber hinaus allen Mitgliedern 
des Arbeitskreises „Steuerschätzungen" beim Bundesminister der Finanzen. 
Aus der Mitarbeit in diesem Gremium ergaben sich zahlreiche Anregungen zur 
Verbesserung der Schätzmethoden. 

Das Institut legt diese Arbeit einer breiteren Öffentlichkeit  vor in der Hoffnung, 
der Planung der öffentlichen  Einnahmen zu größerer Durchsichtigkeit und 
Nachprüfbarkeit  zu verhelfen. Die damit verbundenen Fragen dürften insbe-
sondere für die mittelfristige Finanzplanung und im Rahmen der geplanten 
großen Steuerreform  von Interesse sein. 

Essen, im August 1970 

Rheinisch-Westfälisches Institut 
für Wirtschaftsforschung 

Prof.  Dr. Dr. h. c. Th. Wessels 
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Vorbemerkungen 

Das „Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft 
vom 8. Juni 1967 (StabG)"1 verpflichtet die Regierungen von Bund und Län-
dern, „bei ihren wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen die Erforder-
nisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu beachten" (§ 1 StabG). 
Diese Forderung, durch die ein „Minimum geplanter und rational erkennbarer 
Wirtschaftspolitik (er-)zwungen werden soll"2, wird für die Haushaltswirtschaft 
des Bundes konkretisiert durch die Vorschrift  des § 9 StabG, nach der in einer 
fünfjährigen  Finanzplanung „Umfang und Zusammensetzung der voraussicht-
lichen Ausgaben und die Deckungsmöglichkeiten in ihren Wechselbeziehun-
gen zu der mutmaßlichen Entwicklung des gesamtwirtschaftlichen Leistungs-
vermögens darzustellen" (§ 9 Abs. 1 StabG) sind. Als Beitrag zu den damit 
erforderlichen  Bestrebungen, die Methodik der Steuerschätzungen weiter zu 
verbessern3, und aufbauend auf einer Reihe bereits veröffentlichter  Arbeiten4 

soll der Versuch unternommen werden, den Zusammenhang zwischen der 
zukünftigen wirtschaftlichen Entwicklung und dem zu erwartenden Steuer-
aufkommen mittels geeigneter Methoden zu beschreiben. In einer solchen 
mittelfristigen Betrachtungsweise, die einen Zeitraum von maximal fünf  bis 
sieben Jahren umfaßt, muß sowohl von konjunkturellen wie von irregulären 

1 „Bundesgesetzblatt" (im folgenden zitiert: BGBl), Teil I, Jg. 1967, S. 582. 
2 A. Möller (Hrsg.), Kommentar zum Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft. Hannover 1968, S. 16. 
3 Ober den Stand der Bemühungen seitens des Bundesfinanzministeriums vgl. L. Wolkersdorf,  Dis-
kussionsbeitrag in: Mittelfristige Finanzplanung. (Beihefte der Konjunkturpolitik, Heft 15.) Berlin 1968, 
S. 105. 
4 Vgl. etwa G. Hagemann, Aufkommenselastizitäten ausgewählter Steuern in der Bundesrepublik 
Deutschland 1950 -1963. (Kieler Studien, Forschungsberichte des Instituts für Weltwirtschaft an der 
Universität Kiel. Hrsg. v. E. Schneider. Nr. 85.) Tübingen 1968. - J. Körner, Methoden zur Voraus-
schätzung des Tabaksteueraufkommens. (Studien zur Finanzpolitik, hrsg. vom Ifo-Institut für Wirt-
schaftsforschung,  Heft 4.) München 1967. - Derselbe, Methoden zur mehrjährigen Vorausschätzung 
des Biersteueraufkommens.  (Ebenda, Heft 7.) München 1968. - Derselbe, Methoden zur mehrjährigen 
Vorausschätzung des Mineralölsteueraufkommens.  (Ebenda, Heft 11.) München 1969. - Derselbe, 
Struktur und personelle Verteilung von Lohn und Lohnsteuer in der Bundesrepublik Deutschland seit 
1950. (Ebenda, Heft 14.) München 1970. - J. P. Petersen und G. Spanakakis, Nettoumsatzsteuer und 
Steuersatz. (Ebenda, Heft 6.) München 1970. - P. B. Spahn, Modell zur Vorausschätzung des Lohn-
steueraufkommens in der BRD. (Forschungsbericht. Hrsg. vom Deutschen Institut für Wirtschafts-
forschung.) Berlin 1970. - W. Albers, u. a., Sozialprodukt, öffentliche  Haushalte und Bildungsausgaben 
in der Bundesrepublik. Eine Projektion bis 1975. (Gutachten und Studien der Bildungskommission, 
Nr. 5. Hrsg. vom Deutschen Bildungsrat.) Stuttgart 1968. - Daneben Untersuchungen des RWI, auf 
die im einzelnen verwiesen wird (vgl. auch das Literaturverzeichnis auf S. 136 ff.). 
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Schwankungen abstrahiert wie auch ein unverändertes Steuerrecht5 unter-
stelltwerden. 

Mit wachsendem zeitlichen Horizont nimmt aber das Fehlerrisiko seitens der 
als exogen betrachteten gesamtwirtschaftlichen Daten stark zu, da der mittel-
fristige Wachstumsverlauf selbst noch unbekannt ist. Das gilt auch, wenn 
— wie etwa im Fall der Zielprojektionen der Bundesregierung — die Realisie-
rung gewisser Eckwerte durch geeignete wirtschaftspolitische Mittel gewähr-
leistet sein könnte. Um diese zusätzliche, nicht durch die Methode der Steuer-
schätzung bedingte Unsicherheit zu verdeutlichen, werden in der vorliegenden 
Arbeit mehrere konsistent erscheinende gesamtwirtschaftliche Entwicklungs-
verläufe unterstellt. Diese Alternativrechnungen sollen den Charakter von rei-
nen Trendprognosen haben und — bei relativ großem Wachstumsspielraum -
die Konsequenzen der unterschiedlichen wirtschaftlichen Annahmen auf Ni-
veau und Struktur des Steueraufkommens aufzeigen. 

Es hätte nahegelegen, zumindest als eine dieser Alternativen den in den 
amtlichen Zielprojektionen6 angestrebten Entwicklungsverlauf heranzuziehen. 
Ansatzpunkt und Methodik der Zielprojektionen weichen jedoch von der für 
mittelfristige Steuerschätzungen geforderten  Konzeption insoweit ab, als 
hierin 

— eine klare Trennung von konjunktureller und trendmäßiger Entwicklung 
nicht vorgenommen bzw. bewußt vermieden wird, 

— einige steuerlich relevante Größen aus ordnungspolitischen Zielsetzungen 
heraus nicht Bestandteil der Zielprojektion sein können (ζ. B. die Einkom-
mensverteilung). 

Die Zielprojektionen sind ihrer Intention nach zwar konjunkturfrei,  was auch 
in den Erläuterungen zur ersten Projektion für den Zeitraum 1966 bis 1971 aus-
drücklich konstatiert wird: „Konjunkturschwankungen sind nicht berücksich-
tigt, auch wenn Zahlen für einzelne Jahre angegeben werden7." Es wird also 
eine konjunkturell bedingte Differenz  zwischen Prognose und Realisation 
zugelassen. Das trifft  auch für die mit den Zielprojektionen eng verzahnte 
Mittelfristige Finanzplanung zu: „Eine Berücksichtigung konjunktureller 
Schwankungen würde schon an der mangelnden Vorhersehbarkeit konjunk-
tureller Wechsellagen über einen längeren Zeitraum scheitern"8, die Mittel-
fristige Finanzplanung soll „von kurzfristigen  — insbesondere konjunkturel-
len — Gesichtspunkten (absehen) und sich ausschließlich an längerfristigen 
5 Es werden grundsätzlich nur Steuerrechtsänderungen berücksichtigt, deren Gesetzestexte vorliegen 
und/oder deren finanzielle Auswirkungen bereits bekannt sind; insbesondere wird angenommen, daß 
das Steueränderungsgesetz 1970 entsprechend den Beschlüssen des Bundeskabinetts vom 7. Juli 1970 
vorläufig nicht verabschiedet wird. Vgl. „Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregie-
rung", Bonn, Nr. 93 vom 9. Juli 1970, S. 919. 
6 Zuletzt für den Zeitraum 1969 bis 1974, veröffentlicht  in: Jahreswirtschaftsbericht  1970 der Bundes-
regierung, Anlage 3. Deutscher Bundestag, Drucksache (im folgenden zitiert: BT-Drucksache) VI/281, 
S. 44 ff. 
7 Jahreswirtschaftsbericht  1968 der Bundesregierung, Anlage 1. BT-Drucksache V/2511, S. 23. 
β A. Möller, Kommentar zum StabG, a.a.O., S. 128. 
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wirtschaftspolitischen Zielen (orientieren)"9. Die nach den bisher veröffent-
lichten Projektionen für das Endjahr des Projektionszeitraumes angestrebten 
wirtschaftspolitischen Zielkombinationen können in der Tat als politisch defi-
nierte Gleichgewichtslagen apostrophiert werden. Sie divergieren in den ein-
zelnen Veröffentlichungen  nur in Nuancen (vgl. Texttabelle 1), sieht man von 
der Erhöhung der Preisannahme in der jüngsten Projektion (1969-1974) ein-
mal ab. 

Tabelle 1 : Zielwerte der bisherigen Projektionen 
der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung des Bundesministers für Wirtschaft 

Zielprojektion 

1966-71 1957-72 1968-73 1969-74 

Arbeitslosenquote in vH 0,8 0,8 1,0 0,7-1,2 
Durchschnittl. Zuwachsrate des Preisni-

veaus des Privaten Verbrauchs in vH 1,0 1,0 1,8 2,0 - 2,5 
Anteil des Außenbeitrages am Brutto-

sozialprodukt in vH 1,0 1,5 2,0 1,5-2,0 
Durchschnittl. Zuwachsrate des realen 

Bruttosozialprodukts in vH 4,0 4,0 4,2 4,0 - 4,5 

Quelle: Jahreswirtschaftsbericht  1968 der Bundesregierung. BT-Drucksache V/2511, S. 23. - Der Bundes-
minister für Wirtschaft, Die wirtschaftliche Lage in der Bundesrepublik Deutschland, 1. Vierteljahr 
1968, S. 8. - Jahreswirtschaftsbericht  1969 der Bundesregierung. BT-Drucksache V/3786, S. 37. - Jahres-
wirtschaftsbericht  1970 der Bundesregierung. BT-Drucksache VI/281, S. 44. 

Der Zielprojektion für das Endjahr wird das — in der Regel konjunkturell ver-
zerrte - Basisjahr gegenübergestellt. Aus den „tatsächlichen Abweichungen 
im Basisjahr und der Hypothese der Realisierung der optimalen Zielkombina-
tion im Endjahr der Projektionsperiode ergeben sich Entwicklungsreihen für 
den Zeitraum selber"10. Diese „Entwicklungsreihe" ist aber logischerweise 
keine echte mittelfristige Wachstumsrate mehr, sie wird stets in dem Ausmaß 
konjunkturell (antizyklisch!) verzerrt sein, in dem die tatsächliche konjunk-
turelle Lage im Basisjahr von der für das Endjahr angestrebten konjunkturellen 
Lage abweicht. Dieses Problem wird sich solange ergeben, wie dem § 9 Abs. 3 
StabG die Verpflichtung zur Anpassung der Finanzplanung auf das jeweils 
laufende Kalenderjahr entnommen wird, denn damit wird jeweils nach Jahres-
frist  ein neues, konjunkturell vom vorhergehenden abweichendes Basisjahr 
herangezogen; der vermeintlich mittelfristige Verlauf also ceteris paribus 
jedes Jahr neu formuliert. 

' Stabilität im Wachstum. Jahresgutachten 1967/68. Sach verständig en rat zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung. Stuttgart und Mainz 1967, TZ 184, S. 94. 
io Der Bundesminister für Wirtschaft, Projektion der mittelfristigen Wirtschaftsentwicklung - Methode 
und Verfahren.  (BMWi-Texte.) Bonn 1969, S. 9. 
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